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Antragsteller: Dr. Klaus Peter Krause
…………………………………………………………………………………….

…………………………………………………………………………………….

…………………………………………………………………………………….
…………………………………………………………………………………….
Der Antrag bezieht sich auf den Abschnitt Energiepolitik im Programm zur Europa-Wahl  im Kapitel IV.9 Energieversorgung und Umweltschutz auf Seite 20.
Der Antrag lautet:
Der Text zur Energiepolitik wird durch den folgenden Text ersetzt: 

1. Die staatliche Planwirtschaft in der deutschen Stromversorgung ist zu beenden. 

2. Das EEG und die Folgegesetze (wie die EnEV und EEWärmeG)  sind ersatzlos zu streichen, Marktwirtschaft und Wettbewerb in der Stromversorgung wieder herzustellen. 

3. Der Staat hat sich darauf zu beschränken, den Wettbewerb auf dem Markt für Strom zu schützen und ihn von Beschränkungen freizuhalten.
4. Der Staat  unterstützt in allen Bereichen der Energieversorgung nur Forschung und Entwicklung, aber er unterlässt es, die Stromerzeugung zu subventionieren.
5. Alle Reglementierungen für die Emissionen von CO2 werden vorerst eingestellt.

Begründung: Der Bundesrechnungshof hat die Kosten der   Energiewende ermittelt. Es sind über 50 Milliarden Euro jährlich, davon
· mehr als 20 Milliarden ausgewiesene Kosten durch das EEG, 

· gut 10 Milliarden Euro als steuerliche Beihilfen und Verwaltungskosten sowie
· über 20 Milliarden Euro aus Förderprogrammen der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
Diese Kosten sind sogar noch weit höher als die Kosten, die uns durch die sogenannte Euro-Rettung drohen. Bei dieser Sachlage ist es unverständlich, dass die AfD im Programm-Entwurf für die Europa-Wahl zwar das EEG ablehnt, das staatliche Subventionieren („Förderung“) des „Ökostroms“ mit dem Quotenmodell aber weiter zulassen will. 

Die Stromversorgung  v o r  dem EEG hat sich bewährt, sie war sicher und preisgünstig. Die Stromversorgung  s e i t  dem EEG ist unsicher  geworden (Stromausfälle häufen sich), und sie wird teurer und teurer.
Die befürchteten Wirkungen menschlicher CO2-Emissionen auf das Klima (übermäßige Erwärmung) sind in der Wissenschaft sehr umstritten. Daher ist die These, diese Emissionen seien zu begrenzen, um das Klima zu schützen, also die Erwärmung aufzuhalten,  ebenfalls umstritten.  Belegt ist die These bisher nicht. Dagegen ist belegt, dass  Wärmephasen in der Erdgeschichte schon immer stattgefunden haben, als es menschliche CO2-Emissionen noch gar nicht gab. Was nicht belegt ist, bedeutet Unsicherheit. Auf Unsicherheit darf keine derart weitreichende und kostspielige Politik gegründet sein, wie es mit den CO2-Reglementierungen geschieht. Daher sind diese Reglementierungen so lange einzustellen, bis die Unsicherheit  überzeugend ausgeräumt ist.
Mit dem Text, wie er jetzt im Programm-Entwurf steht,  ist  die AfD für die Energiepolitik keine Alternative. Sie reiht sich ein in die Einheitsfront der Alt-Parteien. Wo bleibt ihr „Mut zur Wahrheit“, wo  bleibt  der Mut zu einer echten Alternative?

Der in diesem Antrag vorgeschlagene Text ist kurz, ist allgemeinverständlich und lässt Raum für politische Gestaltung. 
